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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 5 R 362/13 B 
 
L 4 R 3341/12 (LSG Baden-Württemberg) 
S 18 R 6553/10 (SG Freiburg) 
 
 
 
……………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. Juli 2014 durch den  

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 20. September 2013 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 20.9.2013 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch der Klägerin auf 

Erstattung von weiteren Kosten eines Widerspruchsverfahrens in Höhe von 930,58 Euro abge-

lehnt.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat die Klägerin Beschwerde 

zum BSG eingelegt. Sie beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache und auf 

Verfahrensfehler. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

 

Die Klägerin hält folgende Frage für grundsätzlich bedeutsam: 

"Ist die Norm des § 192 SGG verfassungswidrig vor dem Hintergrund eines zu unbestimmten 
Tatbestandes und verstößt gegen Art. 19 Abs. IV GG und Art. 3 GG?" 
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Mit dieser Frage hat die Klägerin die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nicht dargetan. 

Sie hat keine hinreichend konkrete Rechtsfrage zum Inhalt oder Anwendungsbereich einer revi-

siblen Norm (§ 162 SGG) gestellt. Sie lässt offen, welches gesetzliche Tatbestandsmerkmal der 

genannten Norm ausgelegt werden soll, um die Rechtseinheit zu wahren oder das Recht fortzu-

bilden. Es ist nicht Aufgabe des Beschwerdegerichts, die Beschwerdebegründung darauf zu 

analysieren, ob sich ihr eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung entnehmen ließe (vgl 

BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 26 S 48). 

 

Zusätzlich fehlt es an ausreichenden Darlegungen zur Klärungsfähigkeit. Hierzu hätte die Kläge-

rin erläutern müssen, dass gerade ausgehend von dem vom LSG für das Revisionsgericht ver-

bindlich festgestellten Sachverhalt (§ 163 SGG) im künftigen Revisionsverfahren notwendig über 

die aufgeworfene Frage zu entscheiden sein wird und an welcher konkreten Stelle der vorzu-

nehmenden rechtlichen Prüfung dies zu geschehen hat. Die Begründung schweigt aber bereits 

dazu, ob sich der von ihr mitgeteilte Sachverhalt überhaupt auf den vom LSG festgestellten 

berufen will und ggf mit diesem ganz oder teilweise identisch ist. Da jedenfalls die bloße Mittei-

lung eines ohne Herkunftsangabe in der Beschwerdebegründung selbst formulierten Sachver-

halts nicht geeignet ist, die mangelnde Bezeichnung des vom Berufungsgericht festgestellten 

Sachverhalts zu kompensieren und es andererseits nicht dem Beschwerdegericht obliegt, das 

angegriffene Urteil selbst nach einschlägigen Feststellungen zu durchsuchen, ist eine Beurtei-

lung der potenziellen Entscheidungsrelevanz der Rechtsfrage schon deshalb von vornherein 

ausgeschlossen.  

 

Auch die Rüge eines Verfahrensfehlers kann keinen Erfolg haben. Wird eine Nichtzulassungs-

beschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene 

Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müssen bei der Bezeichnung 

des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den Verfahrensmangel (ver-

meintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Dar-

legung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausgehend von dessen materi-

eller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit einer Beeinflussung des 

Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrens-

mangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung 

des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das 

LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Die Klägerin rügt eine Verletzung ihres Anspruchs auf rechtliches Gehör (§ 62 SGG, Art 103 

Abs 1 GG). Ein solcher Verstoß liegt ua vor, wenn das Gericht seiner Pflicht, das Vorbringen der 

Beteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in seine Erwägungen einzubeziehen, nicht nachge-

kommen ist (sog Erwägensrüge, vgl BVerfG SozR 1500 § 62 Nr 13 S 12; BSG SozR 3-1500 

§ 62 Nr 19 S 33 mwN) oder sein Urteil auf Tatsachen und Beweisergebnisse stützt, zu denen 

sich die Beteiligten nicht haben äußern können (sog Überraschungsentscheidung iS von § 128 
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Abs 2 SGG; vgl BVerfGE 98, 218, 263; BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 12 S 19). Zur Begründung 

eines entsprechenden Revisionszulassungsgrundes ist nicht nur der Verstoß gegen diesen 

Grundsatz selbst zu bezeichnen, sondern auch darzutun, welches Vorbringen ggf dadurch ver-

hindert worden ist und inwiefern die angefochtene Entscheidung darauf beruhen kann (BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 36 S 53). Ferner ist Voraussetzung für den Erfolg einer Gehörsrüge, dass 

der Beschwerdeführer darlegt, seinerseits alles getan zu haben, um sich rechtliches Gehör zu 

verschaffen (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 22 S 35; vgl auch BSGE 68, 205, 210 = SozR 3-2200 

§ 667 Nr 1 S 6). Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht.   

 

Nach der Beschwerdebegründung sieht die Klägerin eine Verletzung ihres Anspruchs auf recht-

liches Gehör gegeben, "weil beide Instanzen das Vorbringen aus dem gesamten Inbegriff der 

Verwaltungs- und Gerichtsverfahren, welches der vorherige Bevollmächtigte vorgetragen hat, 

nicht berücksichtigt haben". Soweit damit die sog Erwägensrüge erhoben wird, versäumt es die 

Klägerin konkret darzutun, welche Ausführungen das Berufungsgericht übergangen hat und 

warum sie für das Verfahren von zentraler Bedeutung gewesen sind (vgl BVerfGE 86, 133, 146; 

BVerfG Beschluss vom 29.10.2009 - 1 BvR 1729/09 - Juris RdNr 12). Dabei ist jeweils von der 

Rechtsauffassung des LSG auszugehen (vgl Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 

10. Aufl 2012, § 160 RdNr 23). Da grundsätzlich davon auszugehen ist, dass das Gericht Betei-

ligtenvorbringen zur Kenntnis genommen und erwogen hat, muss die Beschwerdebegründung 

besondere Umstände des Einzelfalls aufzeigen, aus denen auf das Gegenteil geschlossen wer-

den kann (vgl BVerfGE 54, 86, 91 f mwN). Derartige besondere Einzelfallumstände schildert die 

Klägerin nicht. Die in der Beschwerdebegründung angeführten Zitate aus dem LSG-Urteil bele-

gen vielmehr, dass die von der Klägerin beanstandeten Punkte Gegenstand der Entscheidung 

gewesen sind, wenngleich auch nicht ihrem Sinne. Welche Schlussfolgerungen das Gericht aus 

den Tatsachen bzw Beweisergebnissen ziehen wird, muss das Gericht vorab nicht mitteilen (vgl 

BSG vom 17.7.2007 - B 6 KA 14/07 B - BeckRS 2007, 46399 RdNr 7). Insbesondere bietet der 

Anspruch auf rechtliches Gehör keinen Schutz gegen Entscheidungen, die den Sachvortrag 

eines Beteiligten aus Gründen des formellen oder materiellen Rechts teilweise oder ganz unbe-

rücksichtigt lassen (vgl BVerfGE 96, 205, 216).  

 

Soweit die Klägerin im Kern ihres Vorbringens das Ergebnis der Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 

S 1 SGG) des LSG angreift, kann eine Verfahrensrüge nach der ausdrücklichen Regelung des 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG hierauf nicht gestützt werden. Auch die - vermeintli-

che - inhaltliche Unrichtigkeit der Berufungsentscheidung kann mit der Nichtzulassungsbe-

schwerde nicht angegriffen werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). Von einer weiteren Begrün-

dung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der Voraussetzungen der Revi-

sionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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